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    Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf dem Sommerfest 2015.





Vorwort 

„Demokratie in Aufruhr“ lautet der Titel des inzwischen sechsten Jahrbuchs des 
Göttinger Instituts für Demokratieforschung. Abermals versammeln wir hier wis-
senschaftliche Analysen und Kommentare, die während des vergangenen Jahres im 
Institut entstanden sind. Damit schließt auch dieses Jahrbuch an das Crescendo der 
Krisenbeschreibungen an, das bereits in zurückliegenden Jahrbüchern angeklungen 
ist, etwa „Gesellschaftliche Verunsicherung und politischer Protest“ (2011), „Demo-
kratien am Wendpunkt“ (2012) oder „Politische Kultur in der Krise“ (2013). Und tat-
sächlich: Viele der seit Jahren beschriebenen gesellschaftlichen Entwicklungen und 
politischen Herausforderungen haben im Jahr 2015 weiter an Bedeutung gewonnen 
oder sind sogar kulminiert.
Die deutsche Gesellschaft ist – ganz ähnlich wie in vielen anderen europäischen Län-
dern – in Bewegung und Aufruhr geraten, ist derzeit geprägt von gesellschaftlicher 
Aufregung und Empörung, politischen Tumulten und Erhebungen. Während Angela 
Merkel das neunte Jahr ihrer Amtszeit zunächst in bewährter Manier zu beenden 
schien, gewann mit der Alternative für Deutschland (AfD) ein neuer parteipolitischer 
Akteur weiter an Bedeutung, der zumindest auch als Reaktion auf den „regierungs-
armen Pragmatismus“ der Kanzlerin gelesen werden kann.1 Merkel allerdings zeigte 
im Rahmen der Flüchtlingskrise entgegen ihrer eigenen Partei und ihrem bisherigen 
politischen Verhalten nun erstmals „klare Kante“ und begann nun auch emotional zu 
argumentieren. Daher verwundert kaum, dass viele Bürger auf Merkels politischen 
Kurs überrascht und verunsichert reagierten, sich insbesondere in der CSU Wider-
stand organisierte und viele Bürgerinnen und Bürger ihre Skepsis bezüglich des 
Kurswandels ausdrückten. 

*

Im Rückblick war das Jahr 2015 aus politik- und gesellschaftswissenschaftlicher Per-
spektive eine große Herausforderung. Scheinbar nahtlos aufeinander folgende und 
ineinander verschränkte Krisen und ein alarmistisches politisches Klima erforderten, 

1 Vgl. Kallinich, Daniela/Schulz Frauke: Versäumnisse eines erklärungsarmen Pragmatismus, in: dies. 
(Hrsg.): Halbzeitbilanz. Parteien, Politik und Zeitgeist in der schwarz-gelben Koalition 2009–2011, 
Stuttgart 2011, S. 337–359.
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sich zunächst ein Bild der Geschehnisse zu verschaffen, allem voran von den Men-
schen, die ihren Unmut auf den Straßen kundtaten: Im ausgehenden Jahr 2014 for-
mierte sich die Pegida-Bewegung und avancierte binnen weniger Wochen zu einem 
dominierenden Thema, das die Berliner Politik ebenso umtrieb wie die heimischen 
Stammtische. Nachdem die v. a. sächsische Bewegung zwischenzeitlich wieder rasant 
an Boden verloren hatte, ist sie mit der Zuspitzung der Debatte über die Flüchtlings-
politik im Herbst 2015 erneut auf den Plan getreten. Entsprechend prägte Pegida das 
„Forschungsjahr“ unseres Instituts: Mit bis zu zwanzig Kolleginnen und Kollegen be-
suchten wir Demonstrationen in ost- und westdeutschen Städten, versuchten uns mit 
unterschiedlichen Methoden und Perspektiven ein Bild dessen zu machen, was aus 
einer kleinen Universitätsstadt wie Göttingen zunächst fern und unwirklich erschien. 
So widmen sich viele der Analysen im ersten Kapitel unseres Jahrbuchs v. a. den Ei-
genschaften und Motiven, welche die Demonstranten in Dresden und anderswo dazu 
gebracht haben, in dunklen und regnerischen Winternächten und trotz zahlreicher 
Widersacher gegen die „Lügenpresse“, den Islam und Überfremdung auf die Straße zu 
gehen. Diese Forschung resultierte auch in der Studie „Pegida. Die schmutzige Seite 
der Zivilgesellschaft?“2. 
Doch unser Blick richtete sich nicht nur auf die Gegner einer „Islamisierung des 
Abendlandes“, sondern auch auf den gegen sie gerichteten Protest und Widerstand –     
eben auch auf NoPegida. Die Betrachtung beider Seiten verschärfte den Eindruck, 
von einem Ende der exception allemande – der deutschen Ausnahmeerscheinung, 
von erfolgreichen rechtspopulistischen Akteuren bislang verschont geblieben zu sein. 
Schließlich hat auch die Alternative für Deutschland – trotz interner Querelen und 
Spaltungen – wachsenden Zuspruch erhalten und stellt inzwischen eine parteipo-
litische Plattform für all jene dar, die sich von den etablierten politischen Kräften 
kaum noch verstanden und repräsentiert fühlen, denen Merkels „Wir schaffen das“ zu 
hemdsärmelig und fernab ihrer eigenen Realität erscheint. Protestiert wurde darüber 
hinaus nicht nur bei Pegida und NoPegida: Auch Proteste gegen G7, TTIP oder Inf-
rastrukturprojekte brachten zahlreiche Menschen dazu, ihrer Meinung Ausdruck zu 
verleihen. Die hohe Bedeutung von Protest im Rahmen politischer Aushandlungspro-
zesse zeigt sich auch in internationaler Perspektive, wie unsere Analysen von Frank-
reich bis Ägypten erhellen.

2 Geiges, Lars/Marg, Stine/Walter, Franz: Pegida. Die schmutzige Seite der Zivilgesellschaft?, Biele-
feld 2015. 
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Die Wandlungen der deutschen Parteienlandschaft stehen im Mittelpunkt unseres 
zweiten Kapitels. Auch hier schlagen sich verschiedene Krisen deutlich nieder. Nach 
dem Abebben der öffentlichen Debatte über die Griechenlandkrise dominierte in der 
zweiten Jahreshälfte die Flüchtlingskrise die politische und mediale Agenda. Die Fra-
ge nach dem gesellschaftlichen Zusammenleben sowie nach Wegen der Integration 
von Hunderttausenden beschäftigt seither die Öffentlichkeit und stellt auch die Sozi-
alwissenschaften vor enorme Herausforderungen. Und das Flüchtlingsthema richtet 
den Fokus erneut auf die politischen Parteien und Bewegungen, die mit scheinbar 
einfachen Lösungen und populistischen Antworten immer öfter die Zustimmung 
weiter Teile der Bevölkerung in verschiedenen europäischen Ländern erhalten.3 So 
ist auch der infolge ihrer Spaltung Mitte des Jahres bereits vielfach totgesagten AfD 
gelungen, sich in der aufgeheizten Debatte über Asylpolitik als rechtspopulistische 
Partei erneut zu profilieren und zumindest vorerst eine Lücke im politischen Wett-
bewerb zu besetzen, wie jüngste Umfrageergebnisse unterstreichen. Den Wandel des 
deutschen Parteiensystems sowie die eruptiven Entwicklungen gerade im Spektrum 
kleinerer Parteien spiegeln verschiedene Analysen zu großen Volksparteien, der Ent-
wicklung des deutschen Liberalismus oder dem Scheitern der Piratenpartei wider. 
Der Blick in andere Länder, z. B. nach Frankreich, Skandinavien, Polen oder Ungarn, 
bestätigt die Tendenz zum populistischen Protest, zur Zustimmung für rechtspopu-
listische Parteien. Dabei stehen die Parteien in den südlichen, von der Finanzkrise 
erschütterten Demokratien, allen voran Spanien und Griechenland, allerdings im Ge-
gensatz zu ihren nördlicheren EU-Partnern einem in Europa z. T. neuartigen Links-
populismus gegenüber. Darüber hinaus haben wir unsere Perspektive dieses Jahr auch 
in den Nahen Osten ausgeweitet und Blicke nach Israel, in die Türkei und nach Ägyp-
ten geworfen.
Doch auch abseits der akuten/öffentlich debattierten Parteien, Bewegungen und Ent-
wicklungen im In- und Ausland haben wir einzelne gesellschaftliche Gruppen genau-
er untersucht – wobei in diesem Jahr ein weiterer Schwerpunkt unserer Gesellschafts-
analyse auf deutsche Unternehmer gerichtet gewesen ist, die im Rahmen einer groß 
angelegten Studie untersucht worden sind.4 Dabei widmen sich unsere Autorinnen 

3 Vgl. bereits aus dem Jahr 2014 Hensel, Alexander u. a. (Hrsg.): Rechtpopulismus in Europa? Europa-
wahlen 2014 – der rechte Rand im Aufwind?, in: Göttinger Themenhefte, URL: http://www.demokra-
tie-goettingen.de/content/uploads/2014/05/Themenheft_2_web.pdf [eingesehen am 17.12.2015].

4 Siehe Walter, Franz/Marg, Stine (Hrsg.): Sprachlose Elite? Wie Unternehmer Politik und Gesellschaft 
sehen, Reinbek bei Hamburg 2015.

Vorwort
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und Autoren v. a. der Frage, welche Einstellungen und Werte deutsche Unternehmer 
prägen und wie diese auf Gesellschaft, Politik und Medien blicken. 
Ein weiteres Kapitel behandelt die Vielfalt wissenschaftlicher und gesellschaftlicher 
Debatten, mit denen sich die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unseres Instituts 
beschäftigt haben. Hier finden sich Tagungsberichte und Rezensionen, Diskussions-
beiträge und Impulse für neue Perspektiven. Darunter befindet sich leider zum letzten 
Mal auch ein Beitrag unserer ehemaligen und in diesem Jahr verstorbenen Kollegin 
Dr. Saskia Richter, die den Blog und die Jahrbücher unseres Instituts in den vergan-
genen Jahren immer wieder mit vielfältigen und erhellenden Beiträgen bereichert hat. 
Wir vermissen sie – persönlich und wissenschaftlich – sehr. 
Das folgende Kapitel widmet sich der immer wieder auflodernden Gender-Debatte. 
Hier werden eine Reihe spannender Impulse und Perspektiven abgehandelt, die wir 
im Blog unter dem Titel „Das Politische Geschlecht“ haben vereinen können. Im ab-
schließenden Kapitel finden sich – dies in einer guten und gern gepflegten Tradition 
unseres Instituts – Beträge zu bedeutsamen und vielseitigen politischen Akteuren. Im 
Zentrum stehen hierbei die Denker und Macher verschiedener Epochen: Vordenker, 
Intellektuelle, Aktivisten und Parteistrategen werden von unseren Autorinnen und 
Autoren porträtiert und ihr Wirken für die Gesellschaft untersucht. 

*

Wie immer wäre das Erscheinen dieses Jahrbuches nicht ohne die zahlreichen Blog-
beiträge unserer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, aber auch bewährter wie neuer 
Gastautorinnen und -autoren möglich gewesen. Ihnen gilt unser herzlicher Dank. 
Gleiches gilt für Franz Walter, den Leiter des Instituts für Demokratieforschung, der 
unsere Arbeit stets umfassend und wider alle Herausforderungen unterstützt und 
dem jüngeren wie älteren wissenschaftlichen Nachwuchs dabei großen Freiraum zum 
Experimentieren und Diskutieren lässt. Auch unseren Fotografinnen und Fotografen 
– Hanna Feesche, Julia Kopp, Teresa Nentwig und Andreas Wagner – sei herzlich ge-
dankt: Ohne sie wäre die bildliche Untermalung unserer Arbeit, in diesem Buch wie 
auf unserer Website, nicht möglich. 
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Studie zu Pegida

[Franz Walter] präsentiert aktuelle Forschungsergebnisse zu den Pegida-Protesten

Was ist „Pegida“? Wer nimmt an ihren „Abendspaziergängen“ durch Dresden teil? Und 
was motiviert so viele Menschen seit Oktober 2014 wöchentlich, „gegen die Islamisie-
rung des Abendlandes“ auf die Straße zu gehen? Das sind Fragen, für die sich nicht nur 
die Medien, sondern mit fortschreitender Protestdauer auch universitäre Sozialforscher 
interessieren. Wissenschaftler der TU Dresden legten unlängst Ergebnisse vor und stell-
ten darin den „typischen“ Pegida-Demonstranten vor.1 Auch das Göttinger Institut für 
Demokratieforschung initiierte während der Pegida-Demonstration am 12. Januar 2015 
eine Online-Umfrage, an der sich insgesamt rund 500 Teilnehmer der Demonstration 
beteiligten.2

Vorab: Dabei handelt es sich ausdrücklich nicht um eine repräsentative Studie. Uns ist 
bewusst, dass dezidierte rechtsextreme Aktivisten, notorisch Misstrauische sowie im 
Umgang mit elektronischer Kommunikation ungeübte Zeitgenossen nicht in dem Un-
tersuchungssample auftauchen dürften. Insofern sagen die Resultate der Erhebung nur 
etwas über eben diese 500 Teilnehmerinnen und Teilnehmer an einer Pegida-Demons-
tration aus. Dennoch bilden sie unzweifelhaft eine Gruppe, die sich von den Losungen 
und Parolen angezogen und aktiviert fühlt. Sie mögen nicht den harten ideologischen 
Kern ausmachen; aber sie gehören zu denen, die sich für die Demonstrationsziele haben 
rekrutieren und mobilisieren lassen. Sie sind Ausdruck eines politischen Gärungspro-
zesses, der Teile der deutschen Gesellschaft rechts der Mitte erfasst hat.

1 Vgl. Vorländer, Hans: Wer geht warum zu PEGIDA-Demonstrationen? Präsentation der ersten 
empirischen Umfrage unter PEGIDA-Teilnehmern, in: tu-dresden.de, o. D., URL: http://tu-dresden.de/
aktuelles/news/Downloads/praespeg [eingesehen am 29.10.2015].

2 Update (21.01.2015): Dieser Blog-Beitrag fußt auf Ergebnissen einer explorativen Umfrage, die 
das Göttinger Institut für Demokratieforschung unter den Teilnehmern der sogenannten Pegida-
Demonstration am 12.  Januar  2015 in Dresden durchgeführt hat. Dazu wurden dort insgesamt 
3.500  Anschreiben verteilt, mit denen Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Demonstration zu 
einer Online-Umfrage gebeten wurden. Die Handzettel umfassten neben dem Link zur Umfrage 
einen QR-Code. Parallel zur Verteilung der Handzettel wurden verkürzte Fragebogen erhoben, die 
das Geschlecht, die Teilnahmefrequenz an Pegida-Demonstrationen, den Wohnort, das Alter sowie 
das Erwerbsverhältnis vor Ort erfragten, um eine Kontrolle des Samples zu ermöglichen. Insgesamt 
beteiligten sich bis zur Schließung der Umfrage am 16.  Januar  2015 insgesamt 482  Personen an der 
Online-Befragung; 358 davon antworteten auf sämtliche Fragen.
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In den nächsten Wochen werden wir durch Gesprächsrunden die Forschungsarbeit 
fortführen, um weitere und tiefere Einsichten in die Motivlagen und Beweggründe der 
Pegida-Demonstranten zu gewinnen; auch zu den NoPegida-Demonstranten liegen 
mittlerweile erste Ergebnisse vor.3 Insofern markieren die im Folgenden dargestellten 
Daten aus der Dresdener Online-Befragung eher den Beginn als den Abschluss unserer 
Untersuchungen zum Protestphänomen Pegida. Einige Details sind allerdings schon 
jetzt bemerkenswert.

Männlich, mittleren Alters, sozial nicht ausgegrenzt
An der Göttinger Befragung nahmen zu 81,5  Prozent Männer und zu 18,5  Prozent 
Frauen teil. Am stärksten vertreten waren die 46- bis 55-Jährigen mit 31,8 Prozent, ge-
folgt von den 36- bis 45-Jährigen mit 22,8 Prozent. Damit unterscheidet sich die Al-
tersstruktur von den politisch-kulturell ganz anders gearteten Protestaktionen vor 
einigen Jahren, etwa gegen Stuttgart 21. Hier hatte unsere Online-Umfrage damals ei-
nen deutlichen Überhang der über 55-Jährigen festgestellt, wovon eine große Mehrheit 
akademische Titel oder Zertifikate vorzuweisen hatte.
Die Quote der formal Hochgebildeten ist bei Pegida demgegenüber zwar erheblich ge-
ringer, aber proletarische Züge tragen die neuen Demonstranten von rechts auch nicht. 
Das muss, wie man aus der Entstehungszeit und Verlaufsgeschichte anderer rechtspo-
pulistischer Bewegungen in Europa weiß, aber nicht so bleiben. Fast immer stand am 
Anfang die verunsicherte soziale Mitte; die von Sozialisten und Sozialdemokraten ent-
täuschten Arbeiter und Arbeitslosen schlossen sich als Wähler erst später dem Populis-
mus von rechts an, dann jedoch in rasch wachsender Zahl.
35 Prozent sind im Besitz eines Universitäts- und Fachhochschulzertifikates; als Absol-
venten von Haupt- oder Volksschulen gaben sich unter den Teilnehmern der Umfrage 
lediglich 0,6 Prozent aus. Auch der Arbeiteranteil lag bei der Expertise nur bei 7,1 Pro-
zent, gegenüber Angestellten mit 37,3 Prozent und Freiberuflichen/Selbstständigen mit 
16,2 Prozent. 77 Prozent sind voll erwerbstätig; 9,2 Prozent beziehen Rente. Zusammen: 
Einem sozial ausgegrenzten „Prekariat“ gehören die 500 „Pegidisten“, die uns Auskunft 
gegeben haben, gewiss nicht an. Bezeichnend ist sicher, dass nur acht Prozent von ihnen 
die heutige Lage in der Bundesrepublik als sehr gut bezeichneten, indes aber 41 Prozent 
die eigene Lage mit diesem Prädikat kennzeichneten. Den Ergebnissen folgend wird 
deutlich, dass die meisten der Befragungsteilnehmer in Dresden und Umgebung woh-

3  Siehe den Beitrag von Franz Walter in diesem Buch („Studie zu NoPegida“).
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nen. Gut zehn Prozent leben jenseits der sächsischen Landesgrenze, v. a. in Brandenburg 
und Nordrhein-Westfalen. Der überwiegende Teil der Befragten (95 Prozent) gab an, an 
diesem 12. Januar 2015 zum ersten Mal an einer Pegida-Demonstration teilzunehmen.

Würde heute in Sachsen gewählt: 88,2 Prozent Zustimmung für die AfD
Kein Zweifel: Die Pegida-Ak-
tivisten streben zu einer neu-
en politischen Repräsentanz 
– und das ist die Alternative für 
Deutschland. 11,5  Prozent der 
untersuchten Gruppe gehören 
ihr bereits als Parteimitglied 
an. Von denen, die bei der letz-
ten Bundestagswahl eine Par-
tei gewählt hatten, entschieden 
sich 44,8  Prozent für die AfD, 
28,5 Prozent für CDU/CSU und 
immerhin 6,8 Prozent für die LINKE sowie sechs Prozent für die SPD. Die übrigen Par-
teien erhielten jeweils weniger als fünf Prozent. Bei den letzten Landtagswahlen war die 
AfD in diesem Kreis gar auf 51,1 Prozent gekommen. Würde heute gewählt, so könnte 
sich die AfD hier über 88,2 Prozent Zustimmung freuen; die Union stürzte in dieser 
Sonntagsfrage dagegen auf 2,7 Prozent ab.

Am wenigsten Vertrauen genießt der Bundespräsident
Wir haben in unserer Befragung 
auch danach gefragt, welchen 
Institutionen und Personen der 
Bundesrepublik am meisten Ver-
trauen entgegengebracht wird. 
Die Antwort: am meisten der Po-
lizei, gefolgt vom Bundesverfas-
sungsgericht und Unternehmern. 
Am wenigsten Vertrauen genießt 
indessen der Bundespräsident, 

Abb. 1: Wahl letzte Landtagswahl: n=277 k.A.=205

Abb. 2: Zufriedenheit mit Demokratie: n=344 k.A.=138
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gefolgt von der Bundeskanzlerin, der EU und den während Pegida-Demonstrationen 
häufig als „Lügenpresse“ beschimpften öffentlich-rechtlichen Medien. Dabei fällt auf: 
Die Parteien ziehen weniger starkes Misstrauen auf sich. Vierzig Prozent der Befragten 
sind mit der Idee der Demokratie sehr zufrieden, aber nicht mit deren Realität in der 
Bundesrepublik, die nur von 0,9 Prozent gleichermaßen geschätzt wird.

Für mehr „Recht und Ordnung“ und mehr „Meinungspluralismus“

Auf die Frage, was im System der Republik eine größere Bedeutung gewinnen sollte, 
stehen an erster Stelle Recht und Ordnung. Als wichtig werden auch nationale In-
teressen und der Meinungspluralismus genannt. Gänzlich unwichtig erscheint den 
Teilnehmern, die uns Auskunft gegeben haben, hingegen Minderheitsschutz und 
Gleichstellung. Direktdemokratische Partizipationsmöglichkeiten und die Gewalt-
freiheit von Protestaktionen waren ihnen indes überaus wichtig. Gespalten fallen die 
Angaben zum Verhältnis von Staat und Selbstverantwortung aus: 62 Prozent unter-
stützen die Forderung, dass der Staat mehr Verantwortung für die Gewährleistung 
des Bürgerwohls zu übernehmen habe; 63 Prozent finden allerdings ebenfalls wichtig, 
dass die Menschen in Zukunft mehr Eigenverantwortung übernehmen sollten.

Bedeutung im politischgesellschaftlichen System: n=369 k.A. =113
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An anderen Stellen zeigt sich ein deutlicheres Bild: Nicht viel halten die Befragten 
von der These, dass die Menschen in alternden Gesellschaften länger arbeiten sollten. 
Auch die Rückkehr zur D-Mark anstelle des Euro ist nur knapp einem Viertel eine 
Herzensangelegenheit. Hingegen findet die Aussage, dass Kinder „Mütter und Väter 
brauchen“, größte Zustimmung. Schließlich – und das ist nicht überraschend – stößt 
auf den deutlichsten Widerspruch der Satz: „Auch der Islam gehört zu Deutschland.“ 
Knapp Dreiviertel stimmen dieser Aussage „eher nicht“ und „überhaupt nicht“ zu.

Zivilgesellschaft zwischen Populismus und Protest 



Pegida in den Trümmern des einst „roten Sachsen“

[Franz Walter] über die historischen Wurzeln von Pegida

Wenige Tage vor Weihnachten 2014 erschien die Sächsische Zeitung mit einer großen 
Reportage zu „Pegida – wie alles begann“. Das Stück war illustriert mit einem Foto 
des Pegida-Gründers Lutz Bachmann, der darauf zusammen mit seiner Ehefrau und 
einer befreundeten Stadträtin für eine neue Textilkollektion warb. „Don’t worry, be 
Freital“ stand auf dem T-Shirt der parteilosen Stadträtin. Das Sweatshirt von Bach-
mann trug nur die lakonische Aufschrift „Freital“. Denn in Freital sind diese Textilen 
vertrieben worden, in einem Friseurladen an der Dresdener Straße des Orts, der un-
mittelbar an die sächsische Landeshauptstadt grenzt.
In dieser Gegend hat der Populismus rechts der Mitte seit den frühen 1990er Jahren 
fruchtbaren Boden gefunden. Das Traurige daran ist: Historisch war es in der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts ganz anders gewesen. Nirgendwo sonst war Deutschland 
seit der Industrialisierung bis zur Zeitenwende 1945/46 in der Bevölkerungsmentali-
tät und im Organisationsverhalten so rot wie hier. Der Raum Freital, der Plauensche 
Grund, gehörte zu den am stärksten fortgeschrittenen Pionierregionen einer hochdif-
ferenzierten Industrieproduktion. Die Stadt selbst war lange die Hochburg der Arbei-
terbewegung schlechthin.
Freital war in den Jahren der Weimarer Republik die Stadt sozialdemokratischer Su-
perlative, die einzige Stadt in Sachsen mit einem sozialdemokratischen Oberbürger-
meister, mit absoluten Mehrheiten bei Wahlen. Nirgendwo sonst war die Zahl der 
Mitglieder proportional so groß wie hier, wo über 3.000 der insgesamt 36.000 Ein-
wohner das sozialdemokratische Parteibuch besaßen. Und schließlich war das ganze 
Tal übersät von sozialistischen Arbeiterchören, Naturfreundegruppen, Arbeiter-Tur-
ner-Klubs, Arbeiter-Fußballvereinen und anderen linken Freizeitorganisationen.
Freital hatte in den 1920er Jahren überdies den Ehrgeiz, zur Wohlfahrtsinsel im trü-
ben kapitalistischen Gewässer der Weimarer Republik zu werden. Die Stadt zahlte in-
folgedessen überproportional hohe Wohlfahrtssätze. Sie gerierte sich als Oase für die 
Verlorenen und Gestrandeten der Gesellschaft: für Arbeitslose, für ledige Mütter, für 
Kleinrentner – und v. a. für Kranke. Alles im Heil-, Fürsorge- und Wohlfahrtswesen 
war kommunalisiert und für die Nutzer kostenfrei: von der Wiege bis zur Bahre, von 
der Geburtshilfe bis zur Totenbestattung, zum Sarg, zum Leichentransport, zur Grab-
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rede. Für alles sorgte die sozialdemokratische Gemeinde. Die Gesundheitspolitik bil-
dete das Herzstück des Freitaler Kommunalsozialismus. Schon unmittelbar nach der 
Stadtgründung hatten die Lenker im Rathaus eine Gruppe frisch approbierter, links 
orientierter Ärzte in die Industriestadt des Plauenschen Grundes geholt. Die Freitaler 
Stadtverwaltung hatte – was sonst in Deutschland nicht üblich war – einen ganzen 
Stab verbeamteter Ärzte und Hebammen, Fürsorger und Betreuerinnen eingestellt. 
Das Freitaler Heil-, Fürsorge- und Wohlfahrtswesen war seinerzeit beispiellos.
Außerdem ragte eine ungewöhnlich expansive Wohnungspolitik heraus. An etlichen 
Stellen der Stadt errichteten die Sozialdemokraten – teils als Genossenschaftler, teils 
als städtische Bauherren – Siedlungen. Das betrieben sie so massiv, dass man Freital 
in der zweiten Hälfte der 1920er Jahre als „Rotes Wien in Sachsen“ etikettierte – in 
Anspielung an die modellhafte Bautätigkeit der sozialistischen Gemeindespitze in der 
österreichischen Hauptstadt. Und infolgedessen hatten die Sozialdemokraten in den 
Siedlungen Freitals fortan ihre Hochburgen, hatten hier ihre besonders treuen, loya-
len, jederzeit mobilisierbaren Wähler.
Insofern: Der Freitaler Sozialismus verfügte über eine konzeptionelle Idee. Ja, er hatte 
eine Vorstellung, ein Bild, wenn man so will: eine Vision von der Entwicklung der 
Stadt. Und diese Zukunftsidee gab Freital in jenen Jahren Zusammenhalt, ein unge-
wöhnliches Selbst- und Sendungsbewusstsein, dessen Höhepunkt wohl im Jahre 1927 
lag, als eine Delegation des Genfer Völkerbundes in der Stadt auftauchte, um das Frei-
taler Modell studieren und bewundern zu können.
Für die Nationalsozialisten war hier in den Weimarer Jahren dadurch so gut wie nichts 
zu holen. An den Braunen ging das Rote in Freital auch zwischen 1933 und 1945 nicht 
zugrunde. Kaum waren die Nazis weg, kamen die Sozialdemokraten wieder vollstän-
dig zurück. Erneut schlossen sich weit über 3.000 Freitaler der SPD an. Und auch bei 
den für lange Jahrzehnte letzten halbwegs freien Wahlen im Osten, im Herbst 1946, 
votierten zwei Drittel der Freitaler Wähler für die frisch gegründete SED – es war das 
Spitzenergebnis für die Einheitssozialisten in Sachsen schlechthin.
Doch mit der SED begann die Tragödie von Freital und der Sozialdemokratie. Am 
Ende der SED-Herrschaft war von der sozialdemokratischen Tradition, war von der 
großen munizipalsozialistischen Idee der Stadt buchstäblich nichts mehr übrig ge-
blieben. Selbst die Erinnerungen daran waren zum Ende der 1980er Jahre komplett 
ausgelöscht. Einen derartig fundamentalen politischen Mentalitätswechsel in der 
Bevölkerung wie hier kann man in den modernen europäischen Gesellschaften des 
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20. Jahrhunderts wohl kein zweites Mal beobachten. Im Tal des Plauenschen Grundes 
mit dem Freitaler Zentrum hatten sich die meisten der dort lebenden Menschen über 
mehrere Jahrzehnte, vom Kaiserreich bis zur frühen SBZ, sämtliches Heil vom Sozi-
alismus versprochen. Und als der Sozialismus dann in Gestalt der SED über sie real 
hereinbrach, reagierten sie bitter enttäuscht. Da gerade in Freital die Erwartungen auf 
die befreiende und erlösende Kraft des Sozialismus höher gesteckt waren als überall 
sonst in Deutschland, mussten besonders hier auch die negativen Entwicklungen in 
den DDR-Jahren eine überproportional tiefe Frustration erzeugen.
Als dann 1989 die DDR verflog, waren alle früheren sozialdemokratischen Einstellun-
gen, Orientierungen, Kulturen aus dem Tal verschwunden. Die Stadt hat mit ihrer so-
zialdemokratischen Vergangenheit radikal gebrochen. Nicht einmal zehn Prozent der 
Freitaler mochten 1990 der neuen SPD ihre Stimme geben, keine dreißig Personen tra-
ten ihr – der Jahrzehnte zuvor noch rund 3.000 Aktivisten selbstverständlich schie-
nen – bei. Freital hat sich enthistorisiert und von der ursprünglichen Gemeindevision 
final abgekoppelt. Mit dem Verlust der Geschichte und ihrer Gründungsmission hat 
die Stadt den Integrationskern verloren, der einst die Einwohner zur Bürgerschaft 
zusammengefügt hatte. Und im neuem Vakuum entstand dann Raum für Kleinstadt-
populisten, die in Freital nach 1990 immer wieder periodisch jäh nach oben kamen, 
kühne Versprechungen machten, dann nach allerlei Pannen und Pleiten oft im Nichts 
verschwanden. Zurück blieben meist Misstrauen und Misanthropie.
Im Herbst 2007 hatte ein christdemokratischer Oberbürgermeisterpopulist die Stadt 
schon einmal überregional in die Schlagzeilen gebracht, da er Frauen mit einer Prä-
mie von 2.000 Euro in die Kreisstadt locken und sie zur Ansiedlung bewegen wollte. 
2014 wurde dann die Öffentlichkeit auch jenseits von Ostsachsen durch Bachmann 
und Pegida erneut auf Freital aufmerksam. Was für eine Tragödie für diese Stadt, 
die erst 1921 von der sozialdemokratischen Kommunalmehrheit gegründet worden 
war und durch den Namen – Freies Tal – die Hoffnung und den Anspruch auf eine 
Kommune ohne „Ausbeutung und Unterdrückung“ als ihr Programm gesetzt hatte.
Solange in dieser Stadt stabile sozialmoralische Milieus, eine eigene Idee von sich 
selbst und Organisationen existierten, die auch in schwierigen wirtschaftlichen Jah-
ren so etwas wie Heimat und Sinn boten, hatte die extreme Rechte keine Chance, hier 
Fuß zu fassen. Deswegen wurde dieser Teil von Sachsen – im Unterschied etwa zum 
durchaus proletarischen, aber milieuschwachen Erzgebirge und dem Vogtland – in 
den frühen 1930er  Jahren nicht braun. In dem Moment jedoch, als all das zerstört 
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darniederlag, drangen die rechte Mobilisierung und das Versprechen auf neue Bin-
dungen und Zugehörigkeiten in diese politisch-kulturell entstrukturierte Landschaft 
ein. Pegida ist Ausfluss und Ausdruck politischer Obdachlosigkeit, kultureller Tradi-
tionsschwächen, weltanschaulicher Leere, zivilgesellschaftlicher Bindungsschwächen. 
Davon mag besonders viel in Ostsachsen anzutreffen sein. Aber die deutsche Gesell-
schaft westlich davon holt nach.
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Pegida: Die schmutzige 
Seite der Zivilgesellschaft?

Podcast

Die Demonstrationen von Pegida bewegten 2014/15 die 

ganze Republik. Medien und Politik rätselten: Was ist Pegi-

da, woher kommt die Bewegung und was treibt sie an? Das 

Göttinger Institut für Demokratieforschung hat hierzu eine 

empirische Studie erstellt, Demonstrationen beobachtet, 

Online-Umfragen, Interviews und Gruppendiskussionen 

durchgeführt. So konnte ein tiefer Einblick sowohl in die Ein-

stellungen und Überzeugungen der Pegida-Anhängerschaft 

als auch in die politischen Herausforderungen und gesell-

schaftlichen Probleme in der BRD im Jahr 2015 gewonnen 

werden. Lars Geiges und Julia Kopp stellen zentrale Ergeb-

nisse der Studie vor.

Direkter Link: 

https://youtu.be/-k7J5rQQqzM

Veröffentlicht am: 

10.03.2015



Wieder mal die Rettung des Abendlandes

[Florian Finkbeiner] über die historische Karriere eines politischen Begriffs

Auch wenn es mit Pegida nun vorbei zu sein scheint, ist die Analyse des Phänomens 
noch lange nicht abgeschlossen.1 Ein prominenter Bezugspunkt der Bewegung v. a. in 
Dresden war der Begriff des Abendlandes, welcher in der deutschen Geschichte über 
eine lange Tradition verfügt. Der Begriff „Abendland“ als Baustein zur Konstrukti-
on (politischer) Identität vor allem konservativer Gruppen existierte schon Ende des 
18. Jahrhunderts und richtete sich ursprünglich v. a. gegen die Ideen der Französischen 
Revolution. In seine Blütezeit kam der Begriff aber durch Oswald Spenglers folgenrei-
ches Buch „Der Untergang des Abendlandes“ von 1918.
Schon im Titel von Spenglers Werk wird durch die Verbindung mit dem Untergangs-
begriff die Perspektive einer elementaren Bedrohung eröffnet, die Züge einer eschato-
logischen Opposition des Kampfs zwischen Gut und Böse trägt. Mit der Formel vom 
Untergang des Abendlandes beschrieb Spengler einen grundlegenden Kulturwandel, 
da das Preußentum eine „cäsaristische Spätblüte“ erfahre.2 Das Besondere an Spenglers 
Konzept war, dass es zwar als Kritik am Preußentum gedacht war, inhaltlich aber weit-
gehend unbestimmt blieb, was eigentlich eine „abendländische Kultur“ sei. So konnte 
es von verschiedenen gesellschaftlichen Gruppierungen – von den Konservativen, den 
Nationalliberalen wie von den Nationalsozialisten gleichermaßen – mit völlig unter-
schiedlichen Inhalten gefüllt werden und wurde so gesellschaftlich anschlussfähig als 
Ausdruck einer Besinnung und zugleich einer Erneuerung.
Allgemein festzuhalten ist, dass das Abendland ein in katholischer Tradition stehen-
des Modell ist, das die Vision einer ständisch-subsidiär organisierten europäischen 
Gesellschaft entwirft und mit weiteren anti modernen Elementen kombiniert. Diese 
Ordnungsvorstellung verband in der Geschichte der Bundesrepublik Antikommu-
nismus mit der Ablehnung einer amerikanischen „Hegemonie“ über den europäi-
schen Kontinent. Die Besinnung auf dieses Abendland wurde gerade während des 
Zweiten Weltkriegs zu einem „tröstlichen Refugium für die christlich inspirierte 

1 Vgl. Geiges, Lars/Marg, Stine/Walter, Franz: Pegida. Die schmutzige Seite der Zivilgesellschaft?, Bie-
lefeld 2015.

2 Vgl. Spengler, Oswald: Der Untergang des Abendlandes. Umrisse einer Morphologie der Weltge-
schichte, vollständige Ausgabe in einem Band, München 1963 [1918/1920].
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innere Emigration“3. Gerade dadurch war das abendländische Pathos bis Ende der 
1950er Jahre in der westdeutschen Gesellschaft dermaßen präsent und anschlussfähig 
für unterschiedliche Strömungen. Auch Konrad Adenauer bezog sich auf das Abend-
land, v. a. um seinen Kurs der Westbindungspolitik zu legitimieren, da es galt, Europa 
zu einigen, um ein „Bollwerk“ des christlichen Abendlandes gegen den Bolschewis-
mus zu errichten.
Der Antikommunismus ermöglichte in der Nachkriegszeit, das bürgerliche Lager in 
der BRD zu sammeln. Dabei wurde bewusst in Kauf genommen, ebenso antidemokra-
tische und antimoderne Strömungen zu integrieren, solange diese sich dem Primat der 
Westbindungspolitik unterordneten. Dadurch konnten sie in Teilen ihren Kulturdünkel 
vorerst beibehalten, bis dieser Haltung Ende der 1950er  Jahre durch die zunehmen-
de Liberalisierung im Zuge des Wirtschaftswachstums die gesellschaftliche Grundlage 
entzogen wurde.
Diese Entwicklung lässt sich besonders an der Abendländischen Bewegung beobach-
ten. Die Abendländer waren ein überwiegend katholisch-konservativer und v. a. elitärer 
Kreis, der sich von 1946 bis Anfang der 1960er Jahre um die Zeitschrift Neues Abendland 
und die Abendländische Akademie versammelte. Sie fungierten als Sprachrohr des ka-
tholisch-konservativen Milieus in der Nachkriegszeit, lehnten in großen Teilen die Idee 
des Fortschritts ab und strebten nach einer autoritär-hierarchischen Staats- und Gesell-
schaftsordnung. Ihren Höhepunkt erreichte die Bewegung, als Bundesaußenminister 
Heinrich v.  Brentano, damals Kuratoriumsmitglied der Abendländischen Akademie, 
die Hauptrede bei der Jahrtausendfeier der Schlacht auf dem Lechfeld 955 hielt. In sei-
ner Ansprache vor 60.000 Gläubigen am 10. Juli 1955 im Augsburger Rosenau-Stadion 
erinnerte er an die Parallelen zwischen der Ungarnschlacht vor tausend Jahren und 
der aktuellen Lage, in der die „Massen des Ostens“ vor den „Toren des Abendlandes“ 
stünden.4 Durch derartig polarisierte Positionen geriet die Bewegung Anfang der 
1960er Jahre vor dem Hintergrund der fortschreitenden Liberalisierung in die Defensi-
ve. Die abendländischen Konservativen lösten sich von ihren antimodernen und „un-
zeitgemäßen“ Positionen, wobei ihr konservativer weltanschaulicher Kern blieb. Doch 
fand der Begriff „Abendland“ während der Wirtschaftskrise in den 1970er Jahren und 
nach der Wiedervereinigung in den 1990er  Jahren erneut Verwendung – wenn auch 
wieder anders gelagert und inhaltlich unbestimmt.

3 Faber, Richard: Abendland. Ein „politischer Kampfbegriff“, Hildesheim 1979, S. 133.

4 Vgl. o. V.: Abendland, die missionäre Monarchie, in: Der Spiegel, 10.08.1955.
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Diese zugegeben kursorische historische Analyse zeigt: Die Rückbesinnung auf eine po-
sitiv konnotierte Tradition des Abendlandes dient gerade in Zeiten einer unbestimm-
ten, aber intensiv wahrgenommenen Krise als Antwort auf die Herausforderungen des 
gesellschaftlichen Wandels für die individuelle und kollektive Identität. Dabei ist uner-
heblich, dass der einer Krise gegenübergestellte vermeintliche historische Idealzustand 
weitgehend unkonkret bleibt – fungiert die Bezugnahme auf das Abendland doch viel-
mehr schlicht als Chiffre zur Konstruktion kultureller Überlegenheitsgefühle und da-
mit der Erneuerung kollektiver Identität.
Auch im Fall von Pegida antwortet die weitgehend diffuse, doch prominente Bezug-
nahme auf das Abendland auf eine intensive Krisen-Wahrnehmung. Sie stiftet die 
Grundlage einer positiven kollektiven Abgrenzung von gesellschaftlicher Marginali-
sierung, kultureller Fragmentierung sowie politischer Desintegration – wie sie in Ost-
deutschland, v. a. aber in Sachsen zu finden sind.5 Dabei spiegelt die Popularität des 
Begriffs das starke Bedürfnis nach kollektiver Identität wider. Insofern mag die Pegi-
da-Bewegung an ihr Ende gekommen sein, die gesellschaftlichen Probleme sind damit 
aber noch lange nicht gelöst.

5 Vgl. den Beitrag von Franz Walter in diesem Buch („Pegida in den Trümmern des einst ‚roten 
Sachsen‘ “). 
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Sarrazin, AfD, HoGeSa, Pegida

[Felix M. Steiner] über die Pegida-Proteste in Dresden und ihre Ursachen

„Wir sind das Volk“, schallt es seit mehreren Wochen jeden Montag durch Dresden. Die 
Parole der alten Proteste dient nun – nicht nur in Dresden – als Konstruktion einer ver-
meintlich demokratischen Bewegung. Rund 15.000 Menschen zog es in der sächsischen 
Landeshauptstadt am vergangenen Montag bereits auf die Straße, es war die neunte 
Veranstaltung in Folge. Unter dem sperrigen Namen „Patriotische Europäer gegen die 
Islamisierung des Abendlandes“ demonstrieren die Menschen wohl gegen vieles; doch 
die „Islamisierung des Abendlandes“ dürfte wohl kaum der Kern ihres Protestes sein. 
So neu, wie einige Medien diese Protestbewegung einordnen, ist sie indes nicht. An-
ders ist lediglich, dass sich Ressentiments und Rassismus in Deutschland wieder in ei-
nem derartigen Ausmaß auf der Straße verdichten – und dies jenseits der organisierten 
extremen Rechten.
Getragen werden die Proteste von diffusen Ängsten, Desintegration und rassistischen 
Einstellungen, ein inhaltlich ausgearbeitetes Programm sucht man indes vergeblich. 
Aber dies ist wohl eine der Stärken der aktuellen Formationen: Sie bieten damit leicht 
Anschluss für zahlreiche Menschen, die es mit ihrem Protest gegen „Ausländer“, „Isla-
misten“, „die da Oben“ oder die „gleichgeschalteten deutschen Medien“ auf die Straße 
treibt. Das Thema des radikalen Salafismus ist nicht mehr und nicht weniger als die Mo-
bilisierungshilfe, die deutlich weniger mit dem Ballast der extremen Rechten behangen 
ist als bspw. Demonstrationen gegen Asylbewerberheime. Blickt man zurück, wird man 
unweigerlich im Jahr 2011 bei Sarrazins erstem Bucherfolg und den dadurch ausgelös-
ten Debatten landen. „Deutschland schafft sich ab“ könnte heute ebenso gut als Slogan 
auf den Transparenten der Protestierenden zu lesen sein wie „Pegida“. Die Begriffe sind 
austauschbar und haben wenig analytischen Gehalt. Vielmehr bieten sie eine Symbolik, 
die vage genug bleibt, um sich an alle zu richten. Seitdem ist auch der Anstieg eines 
antimuslimischen Rassismus zu beobachten, der sich in einigen Bevölkerungsgruppen 
neben Antiziganismus zum dominierenden Einstellungsmuster zu entwickeln scheint.
Seit 2009 sind einer aktuellen Studie über die Mitte zufolge die ablehnenden Einstellun-
gen gegenüber Muslimen deutlich angestiegen. Rund 36 Prozent der Deutschen würden 
Muslimen gern die weitere Zuwanderung verwehren und 43 Prozent fühlen sich wegen 
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der hohen Zahl an Muslimen „wie ein Fremder im eignen Land“1. Seit 2009 sind diese 
Werte um zehn Prozent und mehr gestiegen. Der Soziologe Oliver Nachtwey beschreibt 
die Ursachen wie folgt: „Das ist das Produkt einer nervösen Gesellschaft, in der Aufstieg 
immer weniger möglich ist und in der man das Gefühl hat, überall herrsche Kampf und 
Wettbewerb. Die Affekte, die das erzeugt, werden oft nicht auf ein System, sondern auf 
das Andere, das Fremde gelenkt.“2 Außerdem macht Nachtwey die abnehmende Reprä-
sentation der Bevölkerung in Parteien und Großorganisationen für diese Entwicklung 
verantwortlich, die aktuellen Demonstrationen böten somit „Kanäle zur Artikulation 
von Ängsten“3.
Diese Entwicklung dürfte nicht zuletzt auch mit der fehlenden integrativen Wirkung 
des rechten CDU-Flügels zusammenhängen, der sich in den letzten Jahren in Aktio-
nen wie „Linkstrend stoppen“ in der Union bemerkbar zu machen versuchte. Die große 
Koalition hat diese Tendenz wohl weiter beschleunigt. Neben den Demonstrationen ist 
die Gründung der Alternative für Deutschland die parlamentarische Konsequenz der 
fehlenden Integration des rechten Spektrums. So verwundert weder, dass sich zahlrei-
che ehemalige CDU-Mitglieder in der AfD sammeln, noch, dass die Partei nun auch 
die Nähe zu den Demonstranten in Dresden und anderswo sucht. Schon bei der ge-
walttätigen Demonstration der „Hooligans gegen Salafisten“  (HoGeSa) in Köln Ende 
Oktober 2014 waren AfD-Funktionäre dabei. Einige hundert Fußballhooligans nehmen 
auch in Dresden an den Veranstaltungen von Pegida teil, und einige Aktivisten bilden 
eine organisatorische Brücke zwischen diesen beiden Gruppen. Eine genaue Analyse 
der Protestierenden steht allerdings noch aus.
Dass Pegida gerade in Sachsen einen derartigen Erfolg verzeichnen kann, ist so überra-
schend nicht. Im August 2014 konnte die AfD hier mit 9,7 Prozent in den Landtag ein-
ziehen und übernahm damit nach zehn Jahren von der NPD die Plätze ganz rechts im 
Parlament. Das Potenzial für die aktuellen Proteste ist also in Sachsen – mit Blick auf die 
elektoralen Erfolge – durchaus vorhanden. Der Wechsel von AfD und NPD, die sich nur 
teilweise in ihrer Wählerklientel überschneiden, zeigt aber auch, dass die extreme Rechte 
derzeit nicht von der Stimmung profitieren kann. Die NPD verpasste nicht nur in Sachsen 

1 Decker, Oliver/Kiess, Johannes/Brähler, Elmar: Die stabilisierte Mitte. Rechtsextreme Einstellungen 
in Deutschland, Leipzig 2014, S. 50.

2 O. V.: Nachtwey: „Das Produkt einer nervösen Gesellschaft“, in: dw.de, URL: http://www.dw.de/nacht-
wey-das-produkt-einer-nerv%C3%B6sen-gesellschaft/a-18121016 [eingesehen am 14.12.2014].

3 Ebd.
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den Wiedereinzug in den Landtag, sondern auch in Thüringen den Ersteinzug, mit dem 
die Neonazis fest gerechnet hatten. Die Menschen, die sich nun auf den Straßen in der gan-
zen Bundesrepublik sammeln, entstammen nur zu einem kleinen Teil der organisierten 
extremen Rechten. Wahrscheinlich würden sich die meisten keiner NPD-Demonstration 
anschließen, weil diese mit dem Stigma des Rechtsextremismus behaftet ist. Die neuen 
und – zumindest was den Rechtsextremismus angeht  – unbeschriebenen Organisato-
ren der Pegida-Proteste sind also zentraler Bestandteil jenes Erfolges. Die Themen und 
rassistischen Argumentationen entsprechen mit ihren Erzählungen von „Identität“ und 
„Überfremdung“ allerdings zu weiten Teilen den Inhalten der Neuen Rechten, wie sie sich 
spätestens in den 1980er Jahren in Deutschland formierte.
Dass die derzeitige Stimmung auch Folgen jenseits der Proteste zeitigt, hat sich zuletzt 
vergangene Woche in Bayern gezeigt, wo bisher Unbekannte drei frisch renovierte 
Asylunterkünfte in Brand gesteckt und rassistische Parolen hinterlassen haben. Glück-
licherweise waren die Gebäude unbewohnt. Allein in den ersten zehn Monaten des Jah-
res 2014 fanden deutschlandweit 200 Demonstrationen gegen Asylbewerberheime statt. 
Bis Ende September zählte die Bundesregierung 86 rechtsmotivierte Straftaten auf Asyl-
bewerber und ihre Unterkünfte4 – auch diese Zahlen sind seit 2012 stetig angestiegen. 
Da im nächsten Jahr kaum Wahlen anstehen, besteht zumindest nicht die Gefahr, dass 
Asyl erneut zum Wahlkampfthema avancieren könnte. Wie es mit den Protesten – unter 
welchem Namen auch immer – im beginnenden Jahr 2015 weitergehen wird, ist der-
zeit schwer abzusehen. Dass diese verebben, ist wohl ebenso möglich wie ein erneutes 
Aufflammen mit dem beginnenden Jahr. Die Weihnachtszeit und eine veränderte me-
diale Aufmerksamkeit könnten die Größe der Proteste im kommenden Jahr einbrechen 
lassen. Zumal der immer gleiche Aktions-Trott in der Regel auch die Motivation der 
Teilnehmenden mindert. Allerdings sieht es derzeit eher so aus, als würde das Thema 
islamistischer Terrorismus über die Jahresgrenze tragen. Die blutige Geiselnahme in 
Australien und die Schulstürmung der Taliban in Pakistan spielen den Organisatoren 
in die Hände; auch wenn dies wenig mit einer vermeintlichen Islamisierung in Deutsch-
land zu tun hat. Wenn der v. a. quantitative Erfolg der Demonstrationen sich zusätzlich 
als Motivation ins neue Jahr überträgt und die Politik die Pegida-Aktivisten als legitime 
Akteure des politischen Diskurses akzeptiert, spricht einiges dafür, dass die Proteste an 
Dynamik gewinnen werden. 

4 Vgl. Baumgärtner, Maik et al.: Neue deutsche Welle, in: Der Spiegel, 15.12.2014.


